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Bekanntmachung 

A. Bebauungsplan Nr. 11 „Kreuzungsbereich L 6 / L 7“, 1. Änderung, mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97 
und 98 der Nieders. Bauordnung 
 

Der Rat der Gemeinde Westerholt hat in seiner Sitzung am 09.11.2017 den oben genannten Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan zu ersehen: 

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) –verkleinert- vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers: Landesamt für  
 Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN): 

 

Der geänderte Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB zu jedermanns Einsicht im Gemeindebüro der Gemeinde Westerholt, Heidkamp 20, 26556 Wester-
holt, bereitgehalten, über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Alle entsprechenden Unterlagen zu diesem Bebau-
ungsplan können auch im Internet unter www.holtriem.de eingesehen werden. 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungsplan Nr. 11 „Kreuzungsbereich L 6 / L 7“, 1 . Änderung, mit örtlichen 
Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97 und 98 der Nieders. Bauordnungmit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Wittmund in Kraft. 
 

Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 
der Gemeinde Westerholt unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
 

Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
• der Entschädigungsberechtigte nach § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen kann, wenn die in den §§ 39 

bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fäl-
ligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. 

• nach § 44 Abs. 4 BauGB ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
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Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 

Westerholt, den 14.11.2017 
 Gemeinde Westerholt 
 Die Bürgermeisterin 

 de Vries-Wiemken 
 
 

________________________________ 
 
B. 12. Berichtigung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Holtriem 
 

Aufgrund des Bebauungsplanes Nr. 11 „Kreuzungsbereich L 6 / L 7“, 1. Änderung, mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 57, 
97 und 98 der Nieders. Bauordnung der Gemeinde Westerholt wird gemäß § 13 a Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuches der Flä-
chennutzungsplan der Samtgemeinde Holtriem im Wege der Berichtigung wie folgt angepasst: Die Fläche wird analog den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes überwiegend als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung großflächiger 
Handelsbetrieb (SO-gH) im Norden und Osten und teilweise als gemischte Baufläche im Südwesten dargestellt.. 
 

Der Geltungsbereich der Berichtigung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan zu ersehen: 

 
Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) –verkleinert- vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers: Landesamt für  
 Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN): 

 

Bei der vorgenannten Berichtigung des Flächennutzungsplanes handelt es sich um einen redaktionellen Vorgang, auf den Vor-
schriften über die Aufstellung und Genehmigung von Bauleitplänen keine Anwendung finden. 
Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird gleichzeitig mit der oben genannten Bebauungsplanänderung wirksam. 
 

Westerholt, den 14.11.2017 
 Samtgemeinde Holtriem 
 Der Samtgemeindebürgermeister 
 In Vertretung 
 
 Schuster 


